
 
Aus dem Gemeinderat 

In der letzten Gemeinderatssitzung am 3. März  wurden vom Gemeinderat folgende Tagesord-

nungspunkte behandelt: 

 

Fortschreibung des Gemeindeentwicklungskonzeptes für die Jahre 2012 und 2013 

   

 

Im Jahr 1995 wurde erstmals das Gemeindeentwicklungskonzept (GEK) als Leitlinie für die weitere 

Entwicklung der Gemeinde beschlossen.  

 

Dieses Konzept stellt eine Leitrichtung dar, die dem Gemeinderat für spätere Einzelfallentschei-

dungen eine Übersicht über alle relevanten Einflussfaktoren geben kann und als Argumentations- 

und Entscheidungshilfe sowie als Diskussionsgrundlage Verwendung finden soll.   

 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich die Einwohnerzahl im Vergleich zu 2011 

von 7.942 auf 7.959 im Jahr 2012 geringfügig erhöht hat; während im Jahr 2013 ein relativ starker 

Rückgang auf 7.863 Einwohner zu verzeichnen war. 

 

Die Wanderungsbewegung hat sich im Jahr 2012 positiv entwickelt, den 601 zugezogenen Perso-

nen stehen 574 abgewanderte Personen gegenüber. Dagegen fiel das Jahr 2013 diesbezüglich nega-

tiv aus, den 539 zugezogenen Personen stehen 603 Fortgezogene dagegen.   

 

Der Trend „in eine Stadtwohnung“ zu ziehen, ist weiterhin vorhanden.  

  

In den Jahren 2012 und 2013 hat sich die Geburtenzahl  gegenüber dem Jahr 2011 von 64 Gebur-

ten auf 55 bzw. 48 Geburten reduziert. Die Anzahl der Sterbefälle im Jahr 2012 sind im Vergleich 

zu 2011 gleichgeblieben. Dagegen hat sich im Jahr 2013 die Sterbefallquote gegenüber dem Vorjahr 

um 9 Personen erhöht. 

 

Bei der Altersstruktur ist in Bühlertal, wie in den vergangenen Jahren, die stärkste Gruppe die der 

„41- bis 65-jährigen“. Die Bevölkerungsgruppe der „26- bis 40-jährigen“ (junge Erwerbstätige) 

nimmt in den Jahren 2012/2013 wiederum den 3. Platz der  6 Altersgruppen ein. In der Altersklas-

se der „über 65-jährigen“   liegt Bühlertal mit 21 % im Jahr 2012 und mit 21,4 % im Jahr 2013 deut-

lich über dem Durchschnitt des Landkreises Rastatt mit 20,3 % bzw. 20,5 %. Die „unter 15-

jährigen“ bilden nach  wie vor die viertstärkste Altersgruppe in Bühlertal. Schlusslicht ist die Al-

tersgruppe der „15- bis 18-jährigen“.  

 

 

 



 

 

 

Das Statistische Landesamt geht bei der voraussichtlichen Entwicklung der Bevölkerung bis zum 

Jahr 2030 davon aus, dass in Bühlertal die Einwohnerzahl bei 7.309 liegen wird. Die Gruppe der 

„60- bis 85-jährigen“ soll kontinuierlich ansteigen, während die Gruppe der „unter 20-jährigen“ 

stetig abnimmt. Diese Entwicklungsprognose bestätigt die bisher richtige und künftige Vorgehens-

weise der Gemeinde, relativ kleinparzellierte Siedlungsflächen im Flächennutzungsplan auszuwei-

sen.  

 

Die Eheschließungen im Jahr 2012 sind gegenüber dem Vorjahr 2011 von 29 auf 31 Eheschließun-

gen leicht angestiegen, während im Jahr 2013 nur noch 25 Eheschließungen gegenüber den 31 

(2012) stattfanden. 

 

68 % bzw. 48 % der Eheschließungen fanden außerhalb der üblichen Öffnungszeiten im Trauzim-

mer der Gemeindeverwaltung und in der  Geiserschmiede statt.   

 

Die Anzahl der Bühlertäler Arbeitsstätten (Betriebe) ist in den Jahren 2012/2013 gegenüber dem 

Jahr 2011 mit 130 bzw. 133 Betrieben leicht angestiegen, was auch für die Anzahl der Beschäftigten 

von 1.452 Personen (2012) und 1.463 Personen (2013) gegenüber den 1.451 Beschäftigen im Jahr 

2011 gilt. Diese erfreulichen Zahlen tragen sicherlich dazu bei, dass die Arbeitslosenquote in Büh-

lertal mit 4,2 % bzw. 4,6 % unter dem Durchschnitt des Landkreises Rastatt mit 5,0 % bzw. 5,1 % 

liegt.  

  

Die Übernachtungszahlen haben sich 2012 gegenüber dem Jahr 2011 relativ stark erhöht und lie-

gen bei 46.323. Im Jahr 2013 ist dagegen ein starker Rückgang auf 36.911 Übernachtungen zu ver-

zeichnen. Auch die zur Verfügung stehende Bettenzahl für Übernachtungen ist von 624 (2011) auf 

578 (2012) bzw. 568 (2013) zurückgegangen. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer liegt nun-

mehr bei 3,5 bzw. 3,2 Tage und bestätigt einen anhaltenden Trend zum Zweit- und Dritturlaub 

bzw. Wochenendtrip für Bühlertal.  

 

Es ist sehr schwierig diesen geschilderten Tendenzen und Entwicklungen entgegen zu wirken. 

Trotzdem wollen die Verwaltung zusammen mit dem Gemeinderat und der Bevölkerung weiterhin 

an einer positiven Fortentwicklung der Gemeinde weiter arbeiten. Verschiedene Themenbereiche 

wurden im Rahmen der verschiedenen Leitbildgruppen in Angriff genommen und das für Bühlertal 

machbare Potential und Erfordernis ermittelt und teilweise umgesetzt. Verwaltung und Gemeinde-

rat sind dabei aber auch auf die Unterstützung der gesamten Bevölkerung angewiesen. Themenbe-

reiche wie der Ausbau unserer Senioren- und Behindertenarbeit, die Sicherung des Schulstandort 

Bühlertal, die Einrichtung eines Ehrenamtsbeauftragten/Bürgerbeauftragten, der Jugendarbeit, 

den Ausbau der touristischen Angebote sind nur einige Punkte bzw. Mosaiksteine  



 

 

 

im gesamten Gefüge die derzeit zusammen bearbeitet werden. Sehr oft wird auch darüber berich-

tet, dass es in Bühlertal sehr viel leer stehende Wohnungen bzw. Häuser gibt. Die große Anzahl von 

Notarverträgen zeigt jedoch, Bühlertal an Attraktivität nicht verloren hat.    

 

„Die einzelnen Themenbereiche attraktiver machen“, muss unser Leitspruch hier 

sein.  

 

Geschehen ist dies z.B. auch bei dem Ausbau der Kinder- und Kleinkinderbetreuung, Einführung 

des Mittagstisches in beiden Schulen und verlängerte Öffnungszeiten in den Kindergärten. Nicht 

zuletzt ist auch die Fertigstellung der Jugendräume im ehemaligen Postgebäude zu nennen.  

  

Mit der Aufnahme in verschiedene Förderkulissen erhoffen sich die Verwaltung und der Gemein-

derat weitere Mosaiksteine in die Weiterentwicklung Bühlertals zusammenfügen zu können.  

 

Der Gemeinderat nahm die Fortschreibung des Gemeindeentwicklungskonzeptes für die Jahre 

2012 und 2013 zur  Kenntnis. 

 

 

Grundsatzbeschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplanes 

„Gartenstraße“ im Rahmen der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB 

             

 

Der Eigentümer des „Gärtnereiareals“ in der Gartenstraße hat die Aufstellung eines Bebauungspla-

nes beantragt, da das Gärtnereibetriebsgelände in großem Umfang reduziert werden soll. 

 

Im Vorfeld hat der Eigentümer sich mit einem Erschließungsträger in Verbindung gesetzt und die-

sen mit gewissen Voruntersuchungen beauftragt.   

 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan ist die Fläche als gemischte Baufläche dargestellt und 

befindet sich – mit Ausnahme einer Fläche – im Außenbereich im Sinne von § 35 BauGB. 

 

 

 

 

 

 



Eine Fläche mit einer Größe von ca. 550 qm ist nach § 34 BauGB sofort bebaubar, da sich diese 

Fläche innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils befindet und die Erschließung heute 

schon sicher gestellt ist. In einen späteren Bebauungsplan braucht dieses Grundstück nicht mit 

einbezogen werden. Das Gebäude auf dieser Grundstücksfläche muss sich in die Eigenart der nähe-

ren Umgebung einfügen. 

 

Ausgehend von dem Grundsatzbeschluss  des Gemeinderates vom 10.11.1998 müssen Bebauungs-

pläne über einen Erschließungsträger in Form eines städtebaulichen Vertrages (§ 11 BauGB) in 

Verbindung mit einem Erschließungsvertrag gem.  

§ 124 BauGB entwickelt werden. Zuvor muss eine hundertprozentige Mitwirkungsbereitschaft aller 

Eigentümer vorliegen.  

 

Innerhalb des dargestellten Geltungsbereiches des beigefügten Lageplanes befindet sich noch ein 

Grundstück, das sich im Eigentum einer Erbengemeinschaft befindet. Diesbezüglich sind hier vom 

Eigentümer des „Gärtnereiareals“  Kaufverhandlungen im Gange. 

 

Sollte der Gemeinderat später für diesen Bereich beschließen einen Bebauungsplan aufzustellen, 

wird dieser als Bebauungsplan im Rahmen der „Innenentwicklung“ in Angriff genommen werden 

(vergl. § 13 a BauGB). 

 

Dies würde ein verkürztes Verfahren bedeuten. Eine Umweltprüfung und die Erstellung eines 

Umweltberichtes würden entfallen. Dagegen ist aber die artenschutzrechtliche Prüfung unbedingt 

erforderlich.  

Weiter kann man davon ausgehen, dass für ein Baugebiet ein Lärmschutzgutachten verlangt wird.  

Im Rahmen der Innenentwicklung  soll die Bodenordnung über ein vereinfachtes Bebauungsplan-

verfahren nach §§ 80 – 84 BauGB erfolgen. 

Die Bildung eines separaten Umlegungsausschusses wäre nicht erforderlich. 

 

Es ist festzuhalten, dass die  „Planungshoheit“ – unabhängig welches Bauleitplanverfahren gewählt 

wird – bei der Gemeinde verbleibt. 

Sieht man von dem Arbeitsaufwand für die Durchführung der einzelnen Verfahren durch die Ver-

waltung ab, entstehen für die Gemeinde keine Kosten. 

 

 

 

 

 

Der Gemeinderat zeigte sich grundsätzlich mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes „Garten-

straße“ im Rahmen der Innenentwicklung im Sinne von § 13 a BauGB einverstanden unter der Vo-



raussetzung, dass eine 100%ige Mitwirkungsbereitschaft vorhanden ist und der Bebauungsplan 

über einen privaten Erschließungsträger abgewickelt wird. 

Die Verwaltung wurde beauftragt, für die Erstellung der städtebaulichen Vorentwürfe sowie für 

den Abschluss der entsprechenden städtebaulichen Verträge 

alles Weitere zu veranlassen und dem Gemeinderat umgehend entsprechende Beschlussvorschläge 

zu unterbreiten. 

 

 

Einführung des Neuen Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens (NKHR)  

bei der Gemeinde Bühlertal 

 

Mit dem Ziel der Einführung eines neuen Haushaltsrechts für die Kommunen in Baden-

Württemberg hat der Landtag Baden-Württemberg am 22. April 2009 das Gesetz zur Reform des 

Gemeindehaushaltsrechts beschlossen. Ende 2009 hat das Innenministerium mit der neuen Ge-

meindehaushaltsverordnung (GemHVO) und einer neuen Gemeindekassenverordnung (GemKVO) 

auch den gesetzeskonkretisierenden Regelungsrahmen zur Verfügung gestellt. Die Einführung des 

NKHR wurde den Kommunen bis spätestens 1. Januar 2016 vorgeschrieben.  

Mit dem Gesetz vom 16. April 2013 hat der Landtag die Umstellungsfrist auf das Neue kommunale 

Haushaltsrecht auf doppischer Grundlage (NKHR-BW) um weitere vier Jahre bis zum 1. Januar 

2020 verlängert. Außerdem wurde den Kommunen ein vorzeitiges Evaluierungsverfahren zuge-

sagt, welches im Frühjahr 2013 begonnen wurde. Das am Ende der Übergangsfrist für alle Kom-

munen in Baden-Württemberg einheitlich geltende Haushaltsrecht soll dadurch so weiterentwi-

ckelt werden, dass es für die Kommunen einfacher, transparenter und damit auch kostengünstiger 

wird. 

Die Haushaltsrechtsreform soll einen grundlegenden Wandel der kommunalen Haushaltswirt-

schaft und der Kommunalverwaltungen bewirken. Zur Steigerung von Effizienz und Leistungsfä-

higkeit sollen noch weitergehender als bisher praktiziert betriebswirtschaftliche Elemente in die 

Kommunalverwaltungen übernommen werden. Darüber hinaus soll in der Haushaltswirtschaft der 

Grundsatz der Generationengerechtigkeit noch deutlicher herausgestellt werden. 

Strukturelemente für eine Realisierung dieser „neuen“ Verwaltungssteuerung sind unter anderem 

die Verstärkung der Produktsicht, ein stärkeres Kostenbewusstsein für wirtschaftliche Aufgabener-

füllung, die Zusammenführung von Aufgaben- und Ressourcenverantwortung sowie ein veränder-

tes Rollenverständnis zwischen Politik und Verwaltung.  

 

 

 

Basis dieser strukturellen Änderungen bildet die Weiterentwicklung „von einem zahlungsorientier-

ten zu einem ressourcenorientierten Haushalts- und Rechnungswesen“. Die Trennung zwischen 

Verwaltungshaushalt und Vermögenshaushalt wird nicht weiterbestehen. 

 



Zukünftig wird es einen Erfolgsplan geben, der die Erträge und Aufwendungen betrachtet und ei-

nen Finanzplan, in dem die Einzahlungen und Auszahlungen dargestellt werden. 

Es muss also künftig eine „doppelte“ Haushaltsplanung vorgenommen werden, nämlich eine Pla-

nung einerseits nach Aufwand und Ertrag und andererseits nach dem Finanzbedarf (Ein-/ Auszah-

lungen). Die Ergebnissicht (Ressourcenverbrauch- und Aufkommen) und die Liquiditätssicht 

(Geldverbrauch) sind hierbei sich ergänzende Steuerungselemente. 

Schlussendlich fließen sowohl das Ergebnis der Finanz- als auch der Ergebnisrechnung in eine ech-

te Vermögensrechnung (Bilanz) ein. Die jährlich aus dem Inventar abzuleitende Bilanz stellt eine 

umfassende Übersicht der Vermögensgegenstände und Schulden der Gemeinde dar. Der Saldo 

zwischen Vermögen und Schulden wird dann in der Bilanz als Basiskapital (Eigenkapital) ausge-

wiesen. Somit besteht der Haushaltsplan nach dem NKHR zukünftig aus 3 Komponenten. 

 

Das Vermögen wird in Bühlertal auch bisher schon flächendeckend in einer „kameralen“ Bilanz in 

der Jahresrechnung dargestellt. Die Erfassung des Vermögens erfolgt zukünftig jedoch nach ein-

heitlichen und eng gesteckten Grundsätzen, da die Abschreibungen flächendeckend als Aufwand 

verbucht werden und somit zukünftig erwirtschaftet werden müssen. In der Kameralistik hingegen 

findet die Verbuchung der Abschreibungen fast ausschließlich bei den kostenrechnenden Einrich-

tungen statt. Diese Aufwendungen werden durch eine Einnahme in Unterabschnitt 9100 neutrali-

siert. 

Die kommunale Doppik macht so die Entwicklung des Sachvermögens auf der einen Seite und der 

Kapitalposition auf der anderen Seite der Vermögensrechnung noch genauer sichtbar. Sie zeigt bei 

beiden Positionen die Substanzverluste, aber auch die Substanzerhöhungen auf. Gelingt es, den 

Kapitalerhalt durch Erwirtschaftung der Ressourcenverbräuche,  

insbesondere der Abnutzung des Sachvermögens, zu gewährleisten, wird dem Grundsatz der inter-

generativen Gerechtigkeit Rechnung getragen.  

 

 

Die Umstellungsarbeiten im Zuge der NKHR-Einführung sind ebenso vielseitig wie weitreichend. 

Der Schwerpunkt der Umstellungsarbeiten liegt hierbei im Bereich der Kämmerei, wobei durch die 

grundlegenden Veränderungen auch die Mitarbeit von Personal-, Haupt- und Baurechts- sowie 



Bauamt notwendig sein wird. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass die Umstellungsarbeiten 

einen Zeitraum von etwa zwei bis drei Jahren in Anspruch nehmen.  

 

Daher richtet die Kämmerei derzeit ihre Planungen für die Umstellung des Haushalts- und Rech-

nungswesens so aus, dass eine Einführung zum 1. Januar 2018 möglich wird. Dabei wird sie mit 

vier weiteren Gemeinden der näheren Umgebung, die ebenfalls die Finanzsoftware von Fa. Data-

Plan einsetzen, insbesondere bei der Durchführung von Schulungen und beim Austausch von Er-

fahrungen kooperieren. 

 

Der ungefähre Zeitplan sieht Folgendes vor: 

 

2015: Beginn mit der Bewertung des Vermögens 

2016: Erarbeitung des Produkthaushalts sowie eines Steuerungssystems 

2017: Umstellung des Finanzbuchhaltungssystems 

2018: Erstes Produktivjahr und Erstellung der Eröffnungsbilanz nach Abschluss  

           des Jahres 2017 

 

Parallel hierzu werden zum erforderlichen Zeitpunkt Qualifizierungsmaßnahmen für Mitarbeiter 

und Entscheidungsträger erfolgen. 

  

Der Gemeinderat beschloss, dass die Gemeinde Bühlertal  zum 1. Januar 2018 auf das Neue Kom-

munale Haushalts- und Rechnungswesen (NKHR) umstellt. Er nahm die Zeitplanung des Projekts 

zur Kenntnis und beauftragte die Verwaltung, die Umstellung auf das NKHR entsprechend durch-

zuführen. 

 

 

Beschluss über die Annahme von Spenden 
  
Der Gemeinderat nahm dankenswerterweise verschiedene Spenden in Höhe von 200 € an. 

 

 


